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Einleitung 

Die römisch-katholische Kirche1 und die ihr zugeordneten Einrichtungen 
haben während der vergangenen Jahrzehnte ein auf kollektivrechtlicher Ebene 
weithin eigenständiges Arbeitsrecht entwickelt, den sog. „Dritten Weg“: Mitar-
beitervertretungen nehmen den Platz von Betriebsräten bzw. Personalräten ein, 
Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts (KODAen) agieren an 
Stelle von Tarifvertragsparteien und eine kirchliche Arbeitsgerichtsbarkeit er-
gänzt die staatlichen Arbeitsgerichte. Der „Dritte Weg“ ist ein „Verfahren zur 
kollektiven Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter2“3. 

Das kirchliche Arbeitsrecht weist gegenüber dem allgemein für weltliche 
Arbeitgeber geltenden Recht Besonderheiten auf, denn den Kirchen ist mit 
Art. 140 Grundgesetz (GG) i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 Weimarer Reichsver-
fassung (WRV) ein Selbstbestimmungsrecht zugewiesen. „Jede Religionsgesell-
schaft“, so lautet der entscheidende Satz des Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV „ord-
net und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des 
für alle geltenden Gesetzes“.  

§ 1 Die finanzielle Situation der katholischen Kirche 
Nachdem sich der „Dritte Weg“ über viele Jahre bewährt hat, wird seine 

Zukunft insbesondere im Sozial- und Gesundheitsbereich heftig debattiert. Die 
katholische Kirche unterhält in diesem Bereich vielfältige Einrichtungen, wie 
Krankenhäuser, Pflegestationen und Kindergärten, in denen die große Mehrheit 
ihrer Mitarbeiter beschäftigt ist. So arbeiteten im Jahre 2008 insgesamt 507.477 
Menschen in 24.373 Einrichtungen und Diensten, die bundesweit dem Deut-
schen Caritasverband e.V. angeschlossen sind. Sie wurden von rund 500.000 
Ehrenamtlichen und Freiwilligen unterstützt4.  

                                                        
1  Die römisch-katholische Kirche Deutschland wird nachfolgend als „katholische Kirche“ 

oder „Kirche“ bezeichnet. 
2  Der Begriff Mitarbeiter erfasst sowohl Mitarbeiter als auch Mitarbeiterinnen. Im Fol-

genden beziehen sich auch alle weiteren maskulinen Personen- und Funktionsbezeich-
nungen in gleicher Weise auf Frauen und Männer.  

3  V.Campenhausen in EssG (18), S. 9 (29). 
4  Das ergab die Caritas-Zentralstatistik 2009, abrufbar unter: 

http://www.caritas.de/aspe_shared/download.asp?id=C82A7BA8CAE60DD9051220FA
ADA08CD88E915CB04DC49D903253C3D130287FFC525C9871E04C964FC3C5365
10E4537D3&Description=Caritas-
Zentralstatis-
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Die geistlichen Orden als wesentliche Personalressource, aus der die katho-
lische Kirche in der Vergangenheit intensiv etwa im Bereich der Krankenpflege 
schöpfen konnte, haben heute immer weniger Zuwachs. So nimmt der Anteil der 
Ordensangehörigen im karitativen Bereich rapide ab5. Damit schwindet die 
Möglichkeit der Kirche auf Mitarbeiter in den Orden und deren religiöse Hinga-
be für die karitative Aufgabe zurückzugreifen. Einrichtungen im karitativen Be-
reich müssen zwischenzeitlich ihr Personal auf dem Arbeitsmarkt gewinnen. Um 
im Wettbewerb zu bestehen, haben sie hinsichtlich Arbeitszeit und Arbeitsent-
gelt marktübliche Arbeitsbedingungen anzubieten und dürfen nicht erwarten, 
dass qualifizierte und umworbene Kandidaten sich mit der Aussicht auf den 
Gotteslohn, wie er den Ordensangehörigen gezahlt wird, vertrösten lassen6. 

Die katholische Kirche und ihre karitativen Einrichtungen erbringen in der 
Bundesrepublik Deutschland vielfältige soziale Dienstleistungen, die die zustän-
digen staatlichen Stellen – unter der Geltung des Subsidiaritätsprinzips – nicht 
mehr erbringen wollen7. Die hohen Eigenleistungen, die die Kirche für ihre kari-
tativen Einrichtungen erbringt, finanziert sie aus dem Aufkommen der Kirchen-
steuer und aus Spenden. Daneben ist die Kirche angewiesen auf direkte oder in-
direkte Finanzmittel des Staates8 und Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern: 
SGB V (Gesetzliche Krankenversicherung), SGB XI (Soziale Pflegeversiche-
rung), SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz) und SGB XII (Sozialhilfe), 
dem letzten Netz der sozialen Sicherung9.  

Seit den 1980er Jahren haben sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für Anbieter sozialer Dienstleistungen ständig verschlechtert. Grund hierfür sind 
zunehmend begrenzte Ressourcen der Kostenträger und vor allem auch der öf-
fentlichen Haushalte. Aber auch Kirchenaustritte und die demographische Ent-
wicklung und deren Auswirkung auf die Kirchensteuereinnahmen engen die 
Spielräume immer mehr ein. Daneben belastet die katholische Kirche und ihre 
karitativen Einrichtungen der zunehmende Wettbewerb mit privaten gewerbli-

                                                                                                                                                                             
tik%202009&Filename=Zentralstatistik_Deutscher_Caritasverband_2008.pdf, zuletzt 
abgerufen am 1.3.2011. 

5  1945 lag der Anteil der Ordensangehörigen unter den Mitarbeitern im karitativen Be-
reich der katholischen Kirche über 60 %, 1950 bei 57 %, 1992 bei 4,63 %, 1994 bei 
3,87 %. Die Schwesternschaften sind überaltert, der Nachwuchs bleibt aus. Dazu Büh-
ler, Altersaufbau, Nachwuchs und Tätigkeitsfelder, S. 435 ff.  

6  Isensee in HdbStKR Band II, § 59, S. 673. 
7  Hammer, Hdb. Kirchliches Arbeitsrecht, S. 59. 
8  Übersicht über die öffentlichen Zuwendungen an die freie Wohlfahrtspflege und Ju-

gendhilfe: Goll, Die freie Wohlfahrtspflege, S. 290 ff. 
9  Thüsing, Kirchliches Arbeitsrecht, S. 153. 
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chen Anbietern10, die nicht an die vorhandenen kirchlichen Arbeitsvertragswer-
ke gebunden sind, welche sich in der Vergangenheit häufig eng an den für den 
öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträgen orientierten und die dortigen Be-
dingungen übernommen haben. Diese Tarife berücksichtigen die spezifischen 
Gegebenheiten sozialer Dienste zu wenig11; vor allem die mangelnde Flexibilität 
der Vergütungssysteme, die weit reichenden sozialen Absicherungs- und Auf-
stiegsmechanismen und die Alters- und Ausbildungsunabhängigkeit der Vergü-
tungshöhe werden vor diesem Hintergrund der angespannten Finanzlage als 
nicht mehr zeitgemäß empfunden12. 

Durch alles dies und den allgemeinen Kostendruck auf den Sozial- und Ge-
sundheitsbereich werden die karitativen Einrichtungen und Dienste der katholi-
schen Kirche besonders belastet. Da die ökonomischen Entwicklungen insbe-
sondere die Einrichtungen und Dienste des Deutschen Caritasverbandes betref-
fen, finden gerade auch in diesem Bereich die heftigsten Debatten um die Zu-
kunft des kirchlichen Arbeitsrechts-Regelungsverfahrens statt13. Nur durch eine 
Flexibilisierung und die Möglichkeit einer Anpassung der Arbeitsbedingungen, 
insbesondere auch im Bereich der Personalkosten, kann der Bestand der Caritas 
für die Zukunft gesichert werden14.  

§ 2 Ziel der Untersuchung 
Ziel der vorliegenden Arbeit soll ein Beitrag zur Bestimmung von Möglich-

keiten und Grenzen der Flexibilisierung der Regelung des „Dritten Weges“, also 
der Anpassung der Arbeitsbedingungen im Regelungssystem der katholischen 

                                                        
10  Vgl. zu den veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ausführlich die Handrei-

chung des Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD) und der Kommission für kari-
tative Fragen der Deutschen Bischofskonferenz: „Soziale Einrichtungen in katholischer 
Trägerschaft und wirtschaftliche Aufsicht“, 2. Auflage, März 2007, abgedruckt in: Ar-
beitshilfe Nr. 182, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.), abrufbar unter: 
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/veroeffentlichungen/arbeitshilfen/AH_182%20z
weite%20Auflage.pdf, zuletzt abgerufen am 1.3.2011. 

11  Falterbaum, Caritas und Diakonie, S. 167; Kleingünther, ZevKR, 43 (1998), 493 (497 
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4 Einleitung  
 

 

Kirche sein. Diese Anpassung der Arbeitsbedingungen ist wichtig, damit die 
Kirche und ihre Einrichtungen, insbesondere der Deutsche Caritasverband, trotz 
der dargestellten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und den dadurch stetig 
wachsenden Kostendruck auch in Zukunft soziale Dienstleistungen erbringen 
und mit neu entstandenen und noch entstehenden privaten, potentiell europaweit 
aktiven Dienstleistungsbetrieben und -unternehmen in Konkurrenz treten kön-
nen.   

I. Flexibilisierung des „Dritten Weges“ durch Normqualität kirch-
licher Arbeitsvertragswerke 

Im Regelungsverfahren des „Dritten Weges“ beschließen Arbeitsrechtliche 
Kommissionen in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich Rechtsnormen über 
Inhalt, Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen mit Rechtsträgern 
im Geltungsbereich der „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ (GrOkathK) (vgl. Art. 2 GrOkathK15). Die 
durch die Arbeitsrechtlichen Kommissionen beschlossenen Arbeitsvertragswer-
ke16 – vom Bundesarbeitsgericht werden die Regelungen des „Dritten Weges“ 
auch als kirchliche Arbeitsvertragsregelungen bezeichnet17 – bilden ein Pendant 
zu den weltlichen Tarifverträgen, wobei kirchliche Arbeitsvertragsregelungen 
und Tarifverträge von der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts unter-
schiedlich bewertet und beurteilt werden. Fraglich ist insbesondere, inwieweit 
die kirchlichen Arbeitsvertragswerke einer Inhaltskontrolle zugänglich sind und 
über eine mit Tarifverträgen vergleichbare Rechtsqualität, also eine normative 
Wirkung verfügen. Letzteres wird vom Bundesarbeitsgericht in ständiger Recht-

                                                        
15 Art. 2 GrOkathK lautet: „(1) Diese Grundordnung gilt für Arbeitsverhältnisse von Mit-

arbeitern bei den Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen selbständig geführten Stel-
len – nachfolgend als Einrichtung(en) bezeichnet – a) der Diözesen, b) der Kirchenge-
meinden und Kirchenstiftungen, c) der Verbände von Kirchengemeinden, d) der Diöze-
sancaritasverbände und deren Gliederungen, soweit sie öffentliche juristische Personen 
des kanonischen Rechts sind, e) der sonstigen öffentlichen juristischen Personen des 
kanonischen Rechts. (2) Diese Grundordnung ist auch anzuwenden im Bereich der 
sonstigen kirchlichen Rechtsträger und ihrer Einrichtungen, unbeschadet ihrer Rechts-
form sowie des Verbandes der Diözesen Deutschlands und des Deutschen Caritasver-
bandes. Die vorgenannten Rechtsträger sind gehalten, die Grundordnung für ihren Be-
reich rechtsverbindlich zu übernehmen. (3) Unter diese Ordnung fallen nicht Mitarbei-
ter, die auf Grund eines Klerikerdienstverhältnisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig 
sind.“ 

16  Eine Übersicht über die kirchlichen Arbeitsvertragswerke findet sich in Anhang 1. 
17  BAG, Urteil vom 20.3.2002 – 4 AZR 101/01 = AP Nr. 53 zu Art. 140 GG, NZA 2002, 

1402 ff.; zuletzt: Urteil vom 22.7.2010 – 6 AZR 847/07, ZTR 2010, 658 ff. 
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sprechung verneint18. In der Literatur gibt es hingegen seit langer Zeit Bestre-
bungen, den kirchlichen Arbeitsvertragswerken normative Wirkung zuzuspre-
chen.  

Die Kirche und ihre Einrichtungen nehmen die Bindung an vorhandene 
kirchliche Arbeitsvertragswerke, mit denen die für den öffentlichen Dienst gel-
tenden Tarifverträge ganz oder im Wesentlichen übernommen werden, zuneh-
mend als Last wahr, da sie die spezifischen Gegebenheiten sozialer Dienste zu 
wenig berücksichtigen. Ziel der Arbeit ist es zu untersuchen, inwieweit die Kir-
chen und ihre Einrichtungen mehr Flexibilität bei der Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen erreichen können. Entscheidend dafür ist nicht zuletzt die Frage, in-
wieweit die kirchlichen Arbeitsvertragswerke einer Inhaltskontrolle zugänglich 
sind und ob ihnen eine mit Tarifverträgen vergleichbare Rechtsnormqualität zu-
kommt. 

II. Flexibilisierung des „Dritten Weges“ durch einrichtungsbezo-
gene Regelungen  

Im weltlichen Arbeitsrecht haben betriebsbezogene Regelungen zwischen 
den Betriebsparteien an Bedeutung gewonnen und lassen das gesamte Lohnfin-
dungssystem zunehmend vielschichtiger und flexibler werden. Im kirchlichen 
Bereich wird das dort allgemein geltende einheitliche und überbetriebliche Sys-
tem im Wettbewerb mit Konkurrenten, aber auch im Wettbewerb um qualifizier-
te Arbeitskräfte als unflexibel angesehen. Die vorhandenen Arbeitsvertragswer-
ke, insbesondere im Bereich des Deutschen Caritasverbandes, sind oftmals nicht 
in der Lage bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen die unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Lagen der einzelnen Einrichtungen hinreichend zu berücksich-
tigen. Deshalb gilt es, den wirtschaftlichen Entwicklungen entgegenzuwirken 
und flexible einrichtungsspezifische Lösungen zu schaffen. In diese Richtung 

                                                        
18  Vgl. nur BAG, Urteil vom 17.11.2005 – 6 AZR 160/05 = AP Nr. 45 zu § 611 BGB Kir-

chendienst, NZA 2006, 872 (873); Urteil vom 8.6.2005 – 4 AZR 412/04 = AP Nr. 1 zu 
§ 42 MitarbeitervertretungsG-EK Rheinland-Westfalen, NZA 2006, 611 (616); Urteil 
vom 20.3.2002 – 4 AZR 101/01 = AP Nr. 53 zu Art. 140 GG, NZA 2002, 1402 (1404); 
BAG Urteil vom 17.4.1996 – 10 AZR 558/95, AP Nr. 24 zu § 611 BGB Kirchendienst 
mit Anm. Thüsing, NZA 1997, 55 (56); so auch Berchtenbreiter, Kündigungsschutz-
probleme im kirchlichen Arbeitsverhältnis, S. 54; Deinert, ZTR 2005, 461 (471); Dütz, 
ZevKR 30 (1985), 75 (83); Grunsky Anm. zu BAG vom 24.9.1980, AP Nr. 9 zu § 72a 
ArbGG 1979, 248 (249); Weber in EssG (18), S. 36 (44 f.). 


